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EDITORIAL

Sehr geehrte Damen und Herren,

am 12.4.2023 veröffentlichte die Bundesregierung den Entwurf eines 
Zukunftsfinanzierungsgesetzes. Damit soll insbesondere Start­ups, 
Wachstumsunternehmen sowie kleinen und mittleren Unternehmen der 
Zugang zum Kapitalmarkt und die Aufnahme von Eigenkapital erleich­
tert werden. Zudem soll die Attraktivität von Aktien und börsennotierten 
Wertpapieren als Kapitalanlage und die Anzahl börsennotierter Unter­
nehmen in Deutschland erhöht werden. Auch die steuerlichen Rahmen­
bedingungen für Mitarbeiterbeteiligungen werden deutlich verbessert.

Zur Eindämmung von Steuervermeidungsstrategien und zur Aus­
trocknung von Steueroasen haben sich mehr als 140 Staaten auf die 
Einführung einer globalen Mindeststeuer von 15 % verständigt. Ende 
letzten Jahres hat die EU ihre Mitgliedstaaten verpflichtet, die ent­
sprechenden Regelungen in nationales Recht umzusetzen. Im März 
2023 hat das Bundesfinanzministerium einen ersten Gesetzentwurf  
als sog. Diskussionsentwurf veröffentlicht. Das offizielle Gesetzge­
bungsverfahren wird voraussichtlich in den nächsten Wochen begin­
nen. Die Regelungen zur globalen Mindestbesteuerung sollen erstmals 
für das Jahr 2024 zur Anwendung kommen. Die Umsetzung wird für 
die betroffenen Unternehmen zu einem nicht unerheblichen zusätz­
lichen administrativen Aufwand führen, da bis zum Ende des Jahres 
Prozesse zur Datenerfassung, ­aufbereitung und ­erklärung konzern­
weit neu geschaffen und implementiert werden müssen.

Bei diesen und allen weiteren Themen wünsche ich Ihnen eine spannende 
Lektüre! Genießen Sie den Sommer und bleiben Sie gesund!

Mit freundlichen Grüßen

Ihr LOEBA­Team
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WICHTIGE FRISTEN UND TERMINE 2023 *

Mai

31. Mai 2023 

• Nach einer umwandlungssteuerlichen Einbringung 
von Betrieben, Teilbetrieben, Mitunternehmer­
anteilen oder Anteilen an einer Kapitalgesellschaft 
in eine Kapitalgesellschaft muss in den folgen­
den sieben Jahren gegenüber dem zuständigen 
Finanzamt gemeldet werden, 
– wem die Anteile an der übernehmenden Kapi tal­

gesellschaft, die der Einbringende als Gegenleis­
tung erhalten hat, und 

– wem die eingebrachten Anteile an Kapitalgesell­
schaften 

 zuzurechnen sind. Nachzuweisen sind die Verhält­
nisse zum abgelaufenen Jahrestag der Einbringung.

• Kapitalgesellschaften müssen ihre Gesellschaf­
ter über die Möglichkeit zum Widerspruch gegen 
die Mitteilung der Kirchenzugehörigkeit durch das 
Bundeszentralamt für Steuern an die Gesellschaf­
ten im Zusammenhang mit der Einbehaltung von 
Abgeltungsteuer auf Dividendenzahlungen im Jahr 
2023 informieren.

• Sehr stromintensive Unternehmen können Bei­
hilfen für indirekte CO2­Kosten beantragen. Die 
Antragsfrist auf Strompreiskompensation für das 
Jahr 2022 läuft jetzt ab und kann nicht verlängert 
werden. Der Antrag ist elektronisch zu stellen und 
von einem Wirtschaftsprüfer zu prüfen.

• Eigenversorger und Eigenerzeuger elektrischer 
Energie müssen bestimmte Basisangaben sowie 
die selbst erzeugten und selbst verbrauchten 
umlage pflichtigen Strommengen an den Übertra­
gungsnetzbetreiber mitteilen.

• Stromintensive Unternehmen sowie Elektrizitäts­
versorgungsunternehmen müssen die im Vorjahr 
gelieferten und verbrauchten Strommengen für 
EEG­Endabrechnungen gegenüber dem Übertra­
gungsnetzbetreiber mitteilen. Voraussetzung ist der 
Prüfungsvermerk eines Wirtschaftsprüfers.

• Unternehmen, die einen Antrag nach dem Energie­
kostendämpfungsprogramm gestellt haben, 
müssen nun die bisher noch fehlenden Unter lagen 

und/oder Informationen zum Förderzeitraum beim 
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 
einreichen. Hierbei handelt es sich um eine mate­
rielle Ausschlussfrist. Dies bedeutet, dass verspä­
tet eingegangene Unterlagen nicht berücksichtigt 
werden können.

Juni

30. Juni 2023

• Steuerpflichtige mit Tochtergesellschaften oder 
Betriebsstätten im Ausland müssen ihre interna­
tionalen Verrechnungspreise dokumentieren. Von 
der Frist betroffen ist insbesondere die Dokumen­
tation von außergewöhnlichen Geschäftsvorfällen  
des Vorjahres mit ausländischen verbundenen 
Unternehmen.

• Kleine Kapitalgesellschaften müssen ihren Jahres­
abschluss zum 31.12.2022 aufstellen. Bei einem 
vom Kalenderjahr abweichenden Geschäftsjahr 
endet die Aufstellungsfrist für den Jahresabschluss 
sechs Monate nach Ablauf des Geschäftsjahres.

• Unternehmer, die nicht in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union ansässig sind, müssen, um 
ihre in Deutschland gezahlte Umsatzsteuer erstat­
tet zu bekommen, beim Bundeszentralamt für 
Steuern einen Vorsteuervergütungsantrag stellen.

• Kirchensteuerpflichtige Personen können beim 
Bundeszentralamt für Steuern einen optionalen 
Sperr vermerk hinsichtlich der Religionszugehö­
rigkeit beantragen. Dadurch kann der Abzug von 
Kirchensteuer auf Zins­  und Dividendenerträge etc. 
durch Banken oder Kapitalgesellschaften verhin­
dert werden.

• Stromintensive Unternehmen können die teilweise 
Befreiung von der KWKG­ und Offshore­Netz­ 
Umlage für 2024 beantragen. Voraussetzung ist 
der Prüfungsvermerk eines Wirtschaftsprüfers.

• Brennstoffkostenintensive Unternehmen können 
nach BECV (BEHG­Carbon­Leakage­Verordnung) 
einen Antrag auf Kompensation zum Erhalt der grenz  ­ 
überschreitenden Wettbewerbsfähigkeit stellen.
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• Unternehmen, die in den letzten Jahren Corona­Über­
brückungshilfe I, II, III oder III Plus bzw. November­ 
und Dezemberhilfe beantragt haben, müssen spätes­
tens jetzt die Schlussabrechnungen abgeben.

Juli

31. Juli 2023

• Zur Sicherstellung des Vorsteuerabzugs müssen 
Umsatzsteuerpflichtige spätestens jetzt unterneh­
merisch genutzte Wirtschaftsgüter/Vermögens­
gegenstände bei einem bestehenden Zuordnungs­
wahlrecht dem Unternehmens­ oder Privatvermögen 
zuordnen und die Zuordnung dokumentieren.

• Stromintensive Unternehmen, deren Umlagen­
befreiung mehr als 100.000 € beträgt, haben 
erweiterte Mitteilungspflichten und müssen dem 
Übertragungsnetzbetreiber nun bestimmte An ­
gaben übermitteln.

• Eigenstromversorger müssen jetzt die Meldung zur 
EEG­Umlagenbefreiung an die Bundesnetzagentur 
übermitteln.

• Ein Gesellschafter einer Kapitalgesellschaft, der 
nach dem 30.6.2021 in einen anderen Mitglied­
staat der Europäischen Union oder des Europä­
ischen Wirtschaftsraums gezogen ist und dem 
die sog. Wegzugssteuer in Deutschland gestun­
det wird, hat dem ehemaligen Wohnsitzfinanzamt 
seine zum 31.12.2022 gültige Anschrift mitzuteilen 
und zu bestätigen, dass die Anteile an der Kapital­
gesellschaft ihm oder ggf. seinem Rechtsnachfolger 
weiterhin zuzurechnen sind. Bei einem Wegzug bis 
zum 30.6.2021 endete die Frist bereits am 31.1.23. 

August

31. August 2023

• Gesellschafter einer großen oder mittelgroßen 
Kapitalgesellschaft (z. B. einer GmbH) müssen 
den geprüften Jahresabschluss feststellen und 
einen Beschluss über die Ergebnisverwendung 
des Geschäftsjahres 2022 fassen. Entsprechende 
Gesellschaften mit einem vom Kalenderjahr abwei­
chenden Geschäftsjahr haben zu beachten, dass 
die Frist zur Feststellung des Jahresabschlusses 

und für den Beschluss über die Ergebnisverwen­
dung acht Monate nach Ablauf des Geschäftsjah­
res endet.

• Unternehmen, die Umstrukturierungen planen, 
müssen Verschmelzungen, Spaltungen und ähn­
liche Vorgänge bis zum 31.8.2023 beim Handels­
register anmelden, damit diese steuerlich ggf. auf 
den 31.12.2022 zurückwirken können.

• Die Jahressteuererklärungen 2021, die durch einen 
Steuerberater erstellt werden, müssen nun abge­
geben werden. Die Abgabefrist wurde aufgrund der 
Coronakrise um sechs Monate verlängert.

 
September

30. September 2023

• Unternehmer, die in Deutschland oder in einem ande­
ren Mitgliedstaat der Europäischen Union ansässig 
sind, müssen, um ihre im jeweiligen europäischen 
Ausland gezahlte Umsatzsteuer erstattet zu bekom­
men, einen Vorsteuervergütungsantrag stellen. Die 
Anträge sind elektronisch bei der zuständigen Finanz­
behörde im Ansässigkeitsstaat einzureichen.

• Steuerpflichtige und Unternehmen sollten zur Ver­
meidung von Nachzahlungszinsen ihre zu erwar­
tenden Steuernachzahlungen für das Jahr 2021 
an das zuständige Finanzamt überweisen. Ent­
sprechende freiwillige Zahlungen sollten dort bis 
zum 30.9.2023 eingegangen sein. Erstattungs­ 
und Nachzahlungszinsen werden coronabedingt 
erst ab dem 1.10.2023 berechnet.

• Alle Steuerpflichtigen, die ihre Jahressteuererklä­
rungen 2022 selbst erstellen, müssen diese nun 
abgeben. Werden die Steuererklärungen durch 
einen Steuerberater erstellt, gilt eine grundsätzliche 
Fristverlängerung bis zum 31.7.2024. Die Abgabe­
fristen wurden aufgrund der Corona krise um zwei 
bzw. fünf Monate verlängert.

*  Die Übersicht enthält lediglich eine Auswahl an beson deren 

Fristen und Terminen. Regelmäßig wie der  keh rende Fristen 

und Termine, z.  B. Umsatz­ und Lohnsteuervoranmeldun­

gen, Kapitalertragsteuer an mel dun gen oder auch Zahlungs­

termine, bleiben zugunsten der Prägnanz ungenannt. 
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FÜR UNTERNEHMEN 

Gesetzentwurf für ein Zukunfts­
finanzierungsgesetz

Mit dem Zukunftsfinanzierungsgesetz setzt die 
Bundesregierung die in einem Eckpunktepapier  
aus Juni 2022 vorgesehenen Maßnahmen zur 
Erleichterung des Zugangs zum Kapitalmarkt 
und zur Aufnahme von Eigenkapital insbeson­
dere für Start­ups, Wachstumsunternehmen 
sowie kleine und mittlere Unternehmen um. 
Der im Eckpunktepapier vorgesehene Freibe­
trag für Aktienveräußerungsgewinne sowie die 
geplante Abschaffung des gesonderten Verlust­
verrechnungskreises für Aktienveräußerungsver­
luste haben (bislang) noch nicht den Weg in den 
Gesetzentwurf gefunden.

Mit dem Gesetzentwurf eines Zukunftsfinanzierungs­
gesetzes vom 12.4.2023 möchte die Bundesregie­
rung umfangreiche Maßnahmen und Regelungen aus 
dem Gesellschaftsrecht, dem Kapitalmarktrecht sowie 
dem Steuerrecht zusammenführen und bündeln. Fol­
gende wesentliche steuerliche Veränderungen für Mit­
arbeiterkapitalbeteiligungen sind geplant:

• Der Freibetrag für Mitarbeiterkapitalbeteiligungen 
soll von 1.440 € auf 5.000 € deutlich angehoben 
werden. Um in den Genuss der Steuerfreiheit zu 
kommen, muss zukünftig die Mitarbeiterbeteiligung 
zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 
gewährt werden. Eine Entgeltumwandlung ist dann 
nicht mehr möglich.

• Es wird eine Haltefrist von drei Jahren eingeführt. 
Bei einer Veräußerung innerhalb der Haltefrist ist 
der bei Übertragung der Beteiligung steuerfreie 
geldwerte Vorteil als Veräußerungsgewinn mit 25 % 
Abgeltungsteuer zu versteuern. 

• Die begünstigenden Regelungen für eine aufge­
schobene Besteuerung werden ausgeweitet. Über­
trägt der Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer zusätz­
lich zu seinem ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 
unentgeltlich oder verbilligt eine Unternehmens­
beteiligung, sieht die Besteuerung des damit ver­
bundenen geldwerten Vorteils (Sachbezugs) unter 
gewissen Voraussetzungen bereits jetzt schon eine 
aufgeschobene Besteuerung vor. Ohne diese auf­
geschobene Besteuerung müsste der Arbeitneh­
mer auf den geldwerten Vorteil bereits im Zeitpunkt 
der Übertragung Steuern zahlen, ohne dass ihm 
bereits entsprechende Liquidität zugeflossen ist. 

Die derzeit vorgesehene aufgeschobene Besteu­
erung hat diese Problematik aufgrund der engen 
und eher praxisfernen Voraussetzungen allerdings 
nur unzureichend entschärft. Der Gesetzgeber 
plant daher Verbesserungen beim Begriff des 
Arbeitgebers und beim Anwendungsbereich, um 
die Attraktivität und Praxistauglichkeit der Norm 
zu steigern.

• Die bereits im Gesetz enthaltene aufgeschobene 
Besteuerung soll durch einige Änderungen deut­
lich erweitert werden. Die Besteuerung des geld­
werten Vorteils ist künftig spätestens nach Ablauf 
von 20 Jahren (bisher: 12 Jahre) vorzunehmen; 
dies soll auch für vor 2024 erfolgte Übertragungen 
gelten. Verlassen Arbeitnehmer das Unternehmen 
und müssen sie in diesem Fall ihre Anteile an das 
Unternehmen zurückgeben, soll künftig nur der 
tatsächlich dafür erhaltene Anteilskaufpreis maß­
geblich sein. Erklärt der Arbeitgeber, dass er die 
Haftung für die einzubehaltende und abzuführende 
Lohnsteuer übernimmt, erfolgt die aufgeschobene 
Besteuerung nur im Falle des Verkaufs der Beteili­
gung durch den Arbeitnehmer. Die Beendigung des 
Dienstverhältnisses und der Ablauf des 20­ jährigen 
Zeitraums würden dann keine Nachversteuerung 
des geldwerten Vorteils auslösen.

 HINWEIS: Die steuerlichen Rahmenbedingungen 

für Mitarbeiterkapitalbeteiligungen werden durch 

den vorliegenden Gesetzentwurf deutlich  

verbessert. Da das Gesetzgebungsverfahren aber 

noch ganz am Anfang steht, bleibt abzuwarten, 

welche Veränderungen sich noch ergeben.

FÜR MULTINATIONALE UNTERNEHMENSGRUPPEN

Gesetzentwurf zur Einführung 
einer globalen Mindestbesteuerung

Zur Eindämmung von Steuervermeidungsstrate­
gien und zur Austrocknung von Steueroasen hat 
sich die Staatengemeinschaft auf die Einführung 
einer weltweiten globalen Mindestbesteuerung 
von 15 % verständigt. Die Umsetzung selbiger ins 
nationale Recht sowie die daraus resultierenden 
Konsequenzen für die betroffenen Großkonzerne 
werfen nun ihre Schatten voraus und bedingen 
ein zeitnahes Handeln.

S T E U E R N
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Am 14.12.2022 hat die Europäische Union ihre Mit­
gliedstaaten verpflichtet, Regelungen zur globalen 
Mindestbesteuerung von Unternehmensgruppen 
bis Ende 2023 in nationales Recht umzusetzen. Für 
Deutschland hat das Bundesfinanzministerium am 
17.3.2023 einen ersten Diskussionsentwurf für ein 
entsprechendes „Mindeststeuergesetz“ veröffentlicht. 

Ziel des Gesetzes ist es, eine effektive Besteuerung 
von Unternehmensgewinnen in Höhe von mindestens 
15 % für jede Konzerneinheit weltweit zu gewähr­
leisten. Dies soll unabhängig von dem tatsächlich 
geltenden Steuersatz in dem Ansässigkeitsstaat der 
jeweiligen Konzerneinheit gelten. 

Betroffen von den Regelungen der globalen Mindest­
besteuerung sind Unternehmensgruppen mit einem 
Gruppenumsatz von mind. 750 Mio. € in zwei der 
letzten vier Geschäftsjahre. Dabei findet die Regelung 
grundsätzlich auf jede Rechtsform Anwendung und 
umfasst somit neben Körperschaften auch Personen­
gesellschaften.

Technisch soll die globale Mindestbesteuerung auf 
Ebene der jeweiligen obersten Muttergesellschaft 
sichergestellt werden. Hierfür wird – vereinfacht 
gesprochen – geprüft, bei welchen Gruppeneinheiten 
bzw. in welchen Ländern eine effektive Besteuerung 
von weniger als 15  % vorliegt. Der Differenzbetrag 
zwischen dem lokal geltenden Steuersatz und dem 
Mindeststeuersatz von 15 % wird dann auf Ebene der 
Konzernobergesellschaft nacherhoben. Nur für den 
Fall, dass die oberste Muttergesellschaft ihren Pflich­
ten zur Nacherhebung nicht oder nicht vollumfänglich 
nachkommt, hat die Nachversteuerung (subsidiär) auf 
Ebene einer der nachgelagerten Einheiten (anteilig) 
zu erfolgen. 

Als Ausgangsbasis für die Ermittlung des effektiven 
Steuersatzes bzw. des nachzuerhebenden Steuer­
betrags dient die Handelsbilanz II nach IFRS bzw. 
den üblichen Rechnungslegungsstandards der EU­/
EWR­Mitgliedstaaten. Diese Daten können allerdings 
nicht unreflektiert übernommen werden. Stattdessen 
bedarf es einer Vielzahl von komplexen Hinzurechnun­
gen bzw. Kürzungen, die z. T. zu gravierenden Ver­
werfungen führen können. Anpassungsbedarf besteht 
u.a. in Bezug auf Dividenden, Veräußerungsgewinne, 
Pensionszusagen sowie latente Steuern. Problema­
tisch ist dabei, dass die zur Kalkulation erforderlichen 
Daten bislang vielfach noch nicht im Reporting der 
Unternehmen enthalten sind. Hier besteht folglich 

unmittelbarer Handlungsbedarf für die Unternehmen, 
damit die erforderlichen Daten bei „Scharfschaltung“ 
der globalen Mindestbesteuerung vorliegen.

Auf Antrag kann für eine zeitlich befristete Übergangs­
zeit auf die vorgenannte komplexe Ermittlung der 
Besteuerungsgrundlagen verzichtet werden. Statt­
dessen darf in diesem Fall auf die bereits aus dem 
Country­by­Country­Reporting vorliegenden Daten 
zurückgegriffen werden. Diese Erleichterung greift 
allerdings nur, wenn bestimmte Voraussetzungen 
erfüllt sind, und gilt längstens für Wirtschaftsjahre, 
die am oder vor dem 31.12.2026 beginnen sowie vor 
dem 01.07.2028 enden. 

Für die Festsetzung der Mindeststeuer ist die Abgabe 
einer separaten elektronischen Steuererklärung für 
jede Gruppengesellschaft beim Finanzamt vorge­
sehen. In dieser sind die nachzuerhebenden Steuern 
selbst zu ermitteln (Steueranmeldung) und binnen 
eines Monats nach Abgabe der Erklärung an das 
Finanzamt zu entrichten. Daneben ist im Falle von 
inländischen Konzernobergesellschaften ein sog. 
Mindeststeuer­Bericht beim Bundeszentralamt für 
Steuern einzureichen.

Die Neuregelungen zur globalen Mindestbesteuerung 
sollen erstmals für Wirtschaftsjahre, die nach dem 
31.12.2023 beginnen, gelten. Bei kalendergleichem 
Wirtschaftsjahr wäre dies das Kalenderjahr 2024. 
Die Einreichung der Steuererklärungen sowie des 
Mindeststeuer­Berichtes für 2024 hat grundsätz­
lich binnen 15 Monaten nach Ablauf des jeweiligen 
Geschäftsjahres zu erfolgen. Im Erstjahr verlängert 
sich der Zeitraum auf 18 Monate.

 HINWEIS: Die globale Mindestbesteuerung führt 

für die betroffenen multinationalen Unternehmens­

gruppen zu deutlich gestiegenen Compliance­

Anforderungen. Der rechtzeitigen Befassung mit 

der komplexen Thematik sowie der Schaffung der 

Voraussetzungen in Bezug auf Datenverfügbarkeit 

und Reporting sollte nun eine hohe Priorität ein­

geräumt werden.

S T E U E R N
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FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN 

Verfassungsmäßigkeit von  
Säumniszuschlägen

In der letzten Ausgabe von „Steuern und Wirt­
schaft aktuell“ haben wir ausführlich über eine 
mögliche Verfassungswidrigkeit von Säumnis­
zuschlägen berichtet. Am 15.11.2022 entschied 
der VII. Senat des Bundesfinanzhofs erneut, dass 
gegen die Höhe des Säumniszuschlags keine 
verfassungsrechtlichen Bedenken bestehen. Es 
bleibt abzuwarten, wie die anderen Senate ent­
scheiden werden.

Wie bereits in der letzten Ausgabe von „Steuern und 
Wirtschaft aktuell“ dargestellt, entstehen Säumniszu­
schläge, wenn Steuern nicht fristgerecht bis zum Fällig­
keitstag bezahlt werden. Der Säumniszuschlag beträgt  
1  % der zu entrichtenden Steuern für jeden angefange­
nen Monat der Säumnis, wobei der verspätete Geldein­
gang auf den Konten der Finanzverwaltung bei Zahlung 
durch Überweisung von bis zu drei Tagen unbeachtlich ist. 

Die Säumniszuschläge werden nicht durch einen geson­
derten Bescheid festgesetzt, sondern es muss ein schrift­
licher Antrag auf Erlass eines Abrechnungsbescheids 
bei der zuständigen Finanzverwaltung gestellt werden. 
Gegen diesen Bescheid kann dann Einspruch eingelegt 
und die Aussetzung der Vollziehung beantragt werden. 
Wird der Einspruch oder der Antrag auf Aussetzung der 
Vollziehung durch die Finanzverwaltung abgelehnt, kann 
diese Ablehnung gerichtlich überprüft werden.

Hier sind die Richter der einzelnen Senate beim Bundesfi­
nanzhof allerdings unterschiedlicher Auffassung. Während 
die Richter des V. und VIII. Senats die Höhe der Säum­
niszuschläge ab dem 31.12.2018 für zweifelhaft halten, 
sind die Richter des VII. Senats anderer Auffassung. 
Sie entschieden am 23.8.2022 und am 15.11.2022, 
dass gegen die Höhe der Säumniszuschläge keine 
verfassungsrechtlichen Bedenken bestehen.

 HINWEIS: Steuerpflichtige können von einer  

positiven Entscheidung des Bundesfinanzhofs 

profitieren, indem sie bei der zuständigen Finanz­

verwaltung einen Abrechnungsbescheid hinsicht­

lich der Säumniszuschläge beantragen und  

diesen durch Einspruch offen halten.

FÜR UNTERNEHMEN 

Aktuelles zur gewerbesteuerlichen 
Hinzurechnung von Finanzierungs­
anteilen

Wartungskosten, die im Rahmen von Leasing­
verträgen auf den Leasingnehmer abgewälzt 
werden, sind bei der Ermittlung des Gewerbe­
ertrags hinzuzurechnen. Dagegen unterliegen 
Aufwendungen für die Anmietung von Werbe­
flächen in der Regel nicht der gewerbesteuer­
lichen Hinzurechnung.

Bei der Ermittlung des Gewerbeertrags ist ein Achtel 
der Miet­ und Pachtzinsen sowie der Leasingraten 
für die Benutzung von unbeweglichen und beweg­
lichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens, die 
im Eigentum eines anderen stehen, dem Gewinn 
wieder hinzuzurechnen ( Freibetrag: 200.000 €). Strit­
tig war, wie diese Regelung im Zusammenhang mit 
Wartungskosten bei Leasingverträgen sowie bei der 
Anmietung von Werbeflächen umzusetzen ist.

Grundsätzlich gehören Wartungskosten zu den 
vom Leasinggeber zu tragenden Lasten. Von dieser 
Grundregel kann abgewichen und die Wartungs­
kosten auf den Leasingnehmer abgewälzt werden, 
wodurch sich die Leasingrate entsprechend verrin­
gert. In diesem Fall sind die vom Leasingnehmer zu 
tragenden Wartungskosten ein Teil der Leasingrate 
und bei der Ermittlung des Gewerbeertrags hinzu­
zurechnen. Dies entschied der Bundesfinanzhof am 
20.10.2022.

Dagegen unterliegen Aufwendungen eines Unter­
nehmens für die Anmietung von Werbeflächen an 
U­Bahnen, Straßenbahnen, in Bahnhöfen, Gast­
stätten oder an Autobahnen nicht der gewerbe­
steuerlichen Hinzurechnung, da die angemieteten 
Werbeflächen nicht zum fiktiven Anlagevermögen 
gehören. Derartige Gegenstände sind für den Betrieb 
des Unternehmens nicht ständig vorzuhalten. Dies 
entschied das Finanzgericht Berlin­Brandenburg am 
23.8.2022. 

Gegen das Urteil des Finanzgerichts Berlin­Bran­
denburg wurde Revision eingelegt, sodass die Ent­
scheidung des Bundesfinanzhofs abzuwarten bleibt. 
Vergleichbare Fälle, in denen Aufwendungen für die 
Anmietung von Werbeflächen bei der Ermittlung des 
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 HINWEIS: Gewinne aus dem Verkauf von Krypto­

währungen bleiben künftig nur noch steuerfrei, 

wenn der Verkauf bzw. Tauch erst nach einem 

Jahr erfolgt oder die erzielten Gewinne insgesamt 

einen Betrag von 600 € pro Jahr nicht übersteigen.

FÜR IMMOBILIENINVESTOREN

Kürzere tatsächliche Nutzungs­
dauer von Immobilien

Der Bundesfinanzhof entschied am 28.7.2021, 
dass Steuerpflichtige, die eine kürzere Nutzungs­
dauer für Gebäude geltend machen wollen, sich 
jeder Darlegungsmethode bedienen können,  
so lange sich aus dieser die erforderlichen 
Schluss folgerungen für eine tatsächlich kür­
zere Nutzungsdauer entnehmen lassen. Das 
Bundesfinanzministerium hat am 22.2.2023 die 
Voraussetzungen hierfür konkretisiert. 

Die Anschaffungskosten für abnutzbare Wirtschafts­
güter sind über die voraussichtliche Nutzungsdauer 
abzuschreiben. Für Immobilien gelten abhängig von 
der Art des Gebäudes sowie dessen Nutzung grund­
sätzlich typisierte Abschreibungssätze von 2  %, 2,5 % 
oder 3  %. Dies entspricht einer unterstellten Nut­
zungsdauer von 50, 40 oder 33 Jahren. Diese vor­
gegebenen Abschreibungssätze entsprechen gerade 
bei gebraucht erworbenen Immobilien jedoch nicht 
der Realität. 

Steuerpflichtigen, die sich auf eine kürzere tatsäch­
liche Nutzungsdauer ihres Gebäudes berufen wollen, 
ist es von nun an möglich, sich jeder Darlegungs­
methode zu bedienen, die im Einzelfall einen erfor­
derlichen Nachweis für eine kürzere Nutzungs­
dauer erbringt. Dies entschied der Bundesfinanzhof 
am 28.7.2021. Am 22.2.2023 nahm das Bundes­
finanzministerium ausführlich zu diesem Urteil Stel­
lung und konkretisierte die Voraussetzungen für eine 
kürzere tatsächliche Nutzungsdauer von Immobilien.

Demnach müssen Rückschlüsse auf die maßgeb­
lichen Kriterien möglich sein, die wesentlich die zu 
schätzende kürzere tatsächliche Nutzungsdauer 
bestimmen. Zu diesen gehören der technische Ver­
schleiß, die wirtschaftliche Entwertung und die recht­
lichen Gegebenheiten.

Gewerbeertrags hinzugerechnet werden, sollten 
durch Einspruch und Antrag auf Ruhen des Verfah­
rens offen gehalten werden.

 FAZIT: Bei der Ermittlung des Gewerbeertrags 

sollte genau geprüft werden, welche Finanzie­

rungsanteile hinzuzurechnen sind. 

FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN 

Steuerliche Behandlung  
von Veräußerungsgewinnen  
bei Kryptowährungen

Der Kauf und Verkauf bzw. Tausch von Krypto­
währungen wie Bitcoin, Ethereum und Monero 
innerhalb eines Jahres mit Gewinn führt zu einem 
steuerpflichtigen Spekulationsgewinn, wenn die 
Kryptowährung zum Privatvermögen gehört. Dies 
entschied der Bundesfinanzhof am 14.2.2023.

Kryptowährungen sind digital dargestellte Werte­
einheiten, die von keiner Zentralbank emittiert oder 
garantiert werden und damit nicht den gesetzlichen 
Status einer Währung oder von Geld besitzen. Den­
noch werden sie von natürlichen oder juristischen 
Personen als Tauschmittel akzeptiert und können 
auf elektronischem Weg übertragen, gespeichert 
und gehandelt werden. Dazu gehören unter anderen  
Bitcoin, Ethereum und Monero. 

Werden Wirtschaftsgüter, die keine Immobilien sind und 
zum Privatvermögen gehören, innerhalb eines Jahres 
verkauft oder getauscht, ist der hierbei erzielte Gewinn als 
sog. Spekulationsgewinn zu versteuern. Verluste können 
zudem mit künftigen Gewinnen verrechnet werden.

Der Bundesfinanzhof entschied am 14.2.2023, dass 
es sich auch bei Kryptowährungen um solche Wirt­
schaftsgüter handelt. Der Begriff des Wirtschaftsguts 
ist dabei weit zu fassen. Er umfasst neben Sachen 
und Rechten auch tatsächliche Zustände sowie kon­
krete Möglichkeiten und Vorteile. Zudem kommt es 
nicht auf die technischen Details virtueller Währun­
gen an. Die Richter folgten damit der Auffassung der 
Finanzverwaltung, die Kryptowährungen ebenfalls als 
Wirtschaftsgüter ansieht.
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FÜR ARBEITGEBER UND ARBEITNEHMER

Deutschlandticket als Jobticket

Arbeitgeber können ihren Arbeitnehmern das 
seit dem 1.5.2023 angebotene Deutschlandticket  
als Job ticket kostenlos oder vergünstigt über­
lassen oder die Anschaffungskosten des Arbeit­
nehmers bezuschussen. Es gelten die bisherigen 
Vorschriften zur Steuerbefreiung und Steuerpau­
schalierung für Jobtickets.

Die Bundesregierung hat mit Wirkung zum 1.5.2023 
das Deutschlandticket als Nachfolger des von Juni bis 
August 2022 geltenden 9­Euro­Tickets eingeführt. Es 
kostet aktuell 49 € pro Monat und ist im Abonnement 
monatlich kündbar. Dadurch sollen insbesondere auch 
Arbeitnehmer aufgrund der Inflation und Energiekrise 
einen Anreiz erhalten, ihren Arbeitsplatz mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln des Personennahverkehrs aufzusuchen.

Da das Deutschlandticket auf den Regionalver­
kehr beschränkt ist, kann es als Jobticket genutzt 
werden. Der Arbeitgeber kann dem Arbeitnehmer 
zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 
einen Zuschuss zu dessen Anschaffungskosten für 
das Deutschlandticket gewähren oder das Jobticket 
unentgeltlich oder verbilligt überlassen. Der geld­
werte Vorteil bleibt lohnsteuerfrei, unabhängig vom 
tatsächlichen beruflichen Nutzungsumfang. In der 
Folge mindert der Vorteil den Werbungskostenabzug 
(Entfernungspauschale) des Arbeitnehmers.

Der Arbeitgeber kann anstelle der Steuerfreistellung 
eine Steuerpauschalierung mit 25  % Lohnsteuer zzgl.  
Solidaritätszuschlag und ggf. Kirchensteuer durchfüh­
ren. Dadurch behält der Arbeitnehmer seinen vollen 
Werbungskostenabzug. 

Wird das Jobticket nicht zusätzlich zum ohne­
hin geschuldeten Arbeitslohn gewährt, bleibt es im 
Rahmen der 50­Euro­Sachbezugsfreigrenze steuerfrei. 
Ist die Freigrenze bereits durch andere Sachbezüge 
ausgeschöpft, kommt auch hier eine Steuerpauscha­
lierung mit 15  % oder 25  % Lohnsteuer in Betracht.

 GUT ZU WISSEN: Das Deutschlandticket soll nicht als 

49­Euro­Ticket bezeichnet werden, damit sich die Nut­

zenden nicht an den Preis gewöhnen. Eine Preiserhö­

hung könnte es bereits im Jahr 2024 geben, da Bund 

und Länder den Preis jährlich neu bestimmen können.

Folglich hängt die Inanspruchnahme einer tatsächlich 
kürzeren Nutzungsdauer davon ab, ob das Gebäude 
vor Ablauf des typisierten Abschreibungszeitraums 
technisch oder wirtschaftlich verbraucht ist. Der Aus­
gangspunkt ist dabei die technische Nutzungsdauer. 
Dies ist der Zeitraum, in dem sich das Gebäude sub­
stanztechnisch abnutzt. Hierfür reicht es allerdings 
nicht aus, wenn einzelne unselbstständige Gebäude­
teile erneuert oder ersetzt werden müssen. Für die 
Beurteilung ist allein die Tragstruktur des Bauwerks 
als Hauptbestandteil maßgebend. Anders als die 
technische Nutzungsdauer umfasst die wirtschaftliche 
Nutzungsdauer den Zeitraum, in dem das Gebäude 
rentabel genutzt werden kann.

In der Regel fallen die technische und wirtschaftliche 
Nutzungsdauer zusammen. Sollte die wirtschaftliche 
Nutzungsdauer ausnahmsweise kürzer sein, kann der 
Steuerpflichtige diese zugrunde legen, wenn er dies 
anhand konkreter Umstände glaubhaft machen kann.

Für den erforderlichen Nachweis einer kürzeren tat­
sächlichen Nutzungsdauer ist nach Auffassung der 
Finanzverwaltung die Vorlage eines Gutachtens eines 
öffentlich bestellten und vereidigten Gutachters oder 
eines zertifizierten Sachverständigen notwendig. Im 
Rahmen des Nachweises ist der Zustand des Gebäu­
des in seinen die Nutzungsdauer bestimmenden  
Elementen ( Tragstruktur des Bauwerkes) darzu stellen 
und begründet darzulegen, weshalb am Ende der gel­
tend gemachten (kürzeren) Nutzungsdauer voraus­
sichtlich keine wirtschaftlich sinnvolle (anderweitige) 
Nachfolgenutzung mehr möglich und kein Restwert 
mehr vorhanden ist. Die bloße Übernahme einer Rest­
nutzungsdauer aus einem Verkehrswertgutachten 
reicht laut Auffassung der Finanzverwaltung nicht als 
Nachweis aus. Ebenfalls nicht ausreichend soll der  
alleinige Verweis auf die Modellansätze der Immobi­
lienwertermittlungsverordnung bzw. deren Anlagen 
zur Gesamtnutzungsdauer sein.

 HINWEIS: Insbesondere beim Erwerb von ge ­ 

brauchten Immobilien sollten Steuerpflichtige 

prüfen, ob unter den genannten Voraussetzungen 

eine kürzere tatsächliche Nutzungsdauer geltend 

gemacht werden kann. 
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tungen in der Lohnsteuerbescheinigung. Dabei ent­
stehende Negativbeträge sind ebenfalls anzugeben. 
Verzichtet der Arbeitgeber auf eine Rückforderung,  
muss er seinem Betriebsstättenfinanzamt die betref­
fenden Fälle unter Angabe der Werte schriftlich anzei­
gen. Eine Korrektur erfolgt dann entweder in der 
Einkommensteuererklärung des Arbeitnehmers oder 
durch eine Lohnsteuer­Nachforderung des Finanz­
amts. Die Anzeigepflicht des Arbeitgebers entfällt, 
wenn die zu Unrecht steuerfrei erfolgte Zahlung  
200 € pro Quarantänefall nicht überschreitet oder 
andere Steuerbefreiungsvorschriften (z.  B. steuerfreie 
Inflationsausgleichsprämie) anwendbar sind.

 EMPFEHLUNG: Hat der Arbeitgeber unzutreffend  

Lohnsteuer für Verdienstausfallentschädigungen 

einbehalten und ist eine Korrektur des Lohn­

steuerabzugs nicht mehr möglich, empfiehlt es 

sich, dies den betroffenen Arbeitnehmern unter 

Angabe der Beträge für deren Einkommensteuer­

erklärung schriftlich mitzuteilen.

FÜR UNTERNEHMEN

Erleichterungen bei der  
Forschungszulage

Forschungs­ und Entwicklungsvorhaben werden 
in Deutschland seit dem 1.1.2020 über die For­
schungszulage steuerlich gefördert. Seit der Ein­
führung haben sich zahlreiche Anwendungsfragen 
in der Praxis ergeben. Um hier für mehr Klarheit 
und Unterstützung bei der Beantragung zu sorgen, 
hat das Bundesfinanzministerium am 7.2.2023 ein 
neues Verwaltungsschreiben veröffentlicht.

Mit dem am 1.1.2020 in Kraft getretenen Forschungs­
zulagengesetz wurde eine steuerliche Förderung der 
Forschung und Entwicklung in Unternehmen einge­
führt. Die Zulage beträgt 25 % der auf die tatsäch­
liche Forschungstätigkeit entfallenden Aufwendun­
gen, insbesondere Arbeitslöhne und Entgelte für  
Auftragsforschungen. Sie ist auf max. 1 Mio. € in den 
Jahren 2020 bis 2025 bzw. max. 500.000 € ab dem 
Jahr 2026 begrenzt. Am 7.2.2023 hat das Bundes­
finanzministerium zu Anwendungsfragen umfassend 
Stellung genommen und das bisherige Verwaltungs­
schreiben überarbeitet.

FÜR ARBEITGEBER UND ARBEITNEHMER

Lohnsteuerliche Abrechnung von 
Verdienstausfallentschädigungen 
nach dem Infektionsschutzgesetz

Am 25.1.2023 hat das Bundesfinanzministerium 
zu Praxisproblemen bei der lohnsteuerlichen 
Abrechnung Pandemiebedingter Verdienstaus­
fallentschädigungen an Arbeitnehmer Stellung 
genommen.

Während der Coronapandemie kam es bei vielen 
Arbeitnehmern zu Verdienstausfällen aufgrund von 
angeordneter Quarantäne oder weil Eltern aufgrund 
der vorübergehenden Schließung von Betreuungsein­
richtungen ihre Kinder selbst betreuen mussten. Nach 
dem Infektionsschutzgesetz werden in diesen Fällen 
für bis zu sechs Wochen Verdienstausfallentschädi­
gungen gezahlt. Diese sind steuerfrei, aber im Rahmen 
des sog. Progressionsvorbehalts bei der Ermittlung 
des persönlichen Steuersatzes zu berücksichtigen.

Die Entschädigungen werden zunächst vom Arbeit­
geber ausgezahlt und anschließend auf Antrag von 
der zuständigen Behörde erstattet. Oftmals weicht 
allerdings der Erstattungsbetrag des Arbeitgebers 
von dem der Behörde ab. Der Arbeitgeber ist dann 
verpflichtet, zu viel erhobene Lohnsteuer bei der 
nächsten Lohnzahlung zu erstatten bzw. noch nicht 
erhobene Lohnsteuer einzubehalten. Eine Änderung 
des Lohnsteuerabzugs ist bis zur Übermittlung der 
Lohnsteuerbescheinigung möglich. 

Ist eine Änderung des Lohnsteuerabzugs nicht mehr 
zulässig, gilt Folgendes: 

Hat der Arbeitgeber unzutreffend Lohnsteuer einbe­
halten, da die Zahlung als Entschädigung nach dem 
Infektionsschutzgesetz steuerfrei ist, kann der Arbeit­
nehmer die zu viel gezahlte Lohnsteuer im Rahmen 
seiner Einkommensteuerveranlagung geltend machen. 
Eine Mitteilungspflicht des Arbeitgebers gegenüber 
dem Betriebsstättenfinanzamt besteht nicht.

Hat der Arbeitgeber die Entschädigung zunächst steu­
erfrei auszahlt und wurde der Erstattungsantrag abge­
lehnt oder nur ein geringerer Betrag von der Behörde 
erstattet, hat der Arbeitgeber zwei Möglichkeiten: 
Fordert er die zu viel gezahlte Entschädigung vom 
Arbeitnehmer zurück, mindert der Rückforderungs­
betrag im Jahr der Rückzahlung die steuerfreien Leis­
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FÜR INTERNATIONAL TÄTIGE UNTERNEHMEN 

Aktuelles zur Anrechnung  
ausländischer Quellensteuern  
auf Lizenzgebühren

Bei der Anrechnung ausländischer Quellen­
steuern auf die deutsche Einkommen­ oder Kör­
perschaftsteuer sind als Bemessungsgrundlage 
grundsätzlich die Einkünfte zu berücksichtigen –  
das bedeutet, dass von den (Brutto­)Einnahmen 
die damit in wirtschaftlichem Zusammenhang 
stehenden Betriebsausgaben abzuziehen sind. 
Eine umfassende Berücksichtigung von Betriebs­ 
ausgaben birgt für Steuerpflichtige das Risiko 
von Quellensteuer­Anrechnungsüberhängen und 
Doppelbesteuerungen. Mit Art und Umfang des 
Betriebsausgabenabzugs hatte sich der Bundes­
finanzhof am 17.8.2022 zu befassen.

Im Streitfall führte ein deutsches Unternehmen an 
seinem Stammsitz mehrjährige Forschungs­ und 
Entwicklungsprojekte durch und lizenzierte die 
Ergebnisse jeweils nach Projektabschluss an ihre 
konzern verbundene chinesische Tochtergesellschaft. 
Für neue, noch nicht abgeschlossene Forschungs­ 
und Entwicklungsprojekte entstanden ihr laufende 
Betriebs ausgaben, die erst in späteren Wirtschafts­
jahren zu Lizenzeinnahmen geführt haben.

Die Lizenzierung unterlag einer dem Grunde nach an ­ 
rechenbaren chinesischen Quellensteuer in Höhe von  
15 %. Bei der Ermittlung des Anrechnungshöchst­
betrags zog das deutsche Unternehmen jedoch nur 
solche Betriebsausgaben ab, die mit den erzielten 
Lizenzeinnahmen für das konkrete Projekt in direktem 
Zusammenhang standen. Die Betriebsausgaben für 
noch nicht abgeschlossene Projekte berücksichtigte 
es nicht.

Die Finanzverwaltung vertrat hingegen die Auffassung, 
dass sämtliche Betriebsausgaben im Bereich der For­
schung und Entwicklung zu berücksichtigen seien, 
namentlich auch die Betriebsausgaben für noch nicht 
abgeschlossene Projekte. Dies hatte zur Folge, dass im 
Körperschaftsteuerbescheid die Lizenzeinnahmen aus 
China als Betriebseinnahmen erfasst wurden, jedoch die 
entrichtete chinesische Quellensteuer auf die deutsche 
Körperschaftsteuer nicht angerechnet werden konnte. 

In dem Klageverfahren trat der Bundesfinanzhof der 
Finanzverwaltung entgegen und stellte am 17.8.2022 

Neben der Forschung im eigenen Unternehmen 
können Forschungs­ und Entwicklungsaufträge auch 
im Rahmen der Auftragsforschung an Dritte verge­
ben werden. Die Auftragsforschung ist hierbei für den 
Auftraggeber im Rahmen der Zulage begünstigt. In 
dem neuen Verwaltungsschreiben wurde nun explizit 
auch der Fall als begünstigt aufgenommen, in dem 
nur Teilbereiche eines Vorhabens an einen Dritten 
in Auftrag gegeben werden. Voraussetzung für die 
Begünstigung ist, dass die Tätigkeiten des Dritten in 
Form von Personalleistungen und Sachkosten uner­
lässlich für das Vorhaben sind. Es darf sich nicht um 
reine Beschaffungsmaßnahmen wie z. B. Spezialaus­
rüstungen oder Spezialanfertigungen handeln.

Der Höchstbetrag der Forschungszulage von aktuell 
1 Mio. € pro Jahr wird bei verbundenen Unternehmen 
nicht je Unternehmen, sondern der Höhe nach nur 
einmal für den Konzernverbund gewährt. Von dieser 
Begrenzung nicht betroffen sind nun ausdrücklich rein 
vermögensverwaltende Gesellschaftsstrukturen (z. B. 
Private Equity und Venture Capital Fonds), die 
horizontal miteinander verbunden sind, sich unterei­
nander jedoch nicht koordinieren können. Auch aus­
genommen werden ähnliche Strukturen von privaten 
Investoren, sog. Business Angels.

Die Forschungszulage kann von Unternehmen in 
Schwierigkeiten aus beihilferechtlichen Gründen 
grundsätzlich nicht beantragt werden. Eine Ausnahme 
gilt nunmehr für vollkonsolidierte Unternehmen. In 
diesen Fällen wird nicht auf den Einzelabschluss des 
verbundenen Unternehmens, sondern auf den kon­
solidierten Jahresabschluss des Konzerns abgestellt. 

In dem Verwaltungsschreiben wird zudem erläutert, 
dass bei Kommanditgesellschaften in sog. Treuhand­
modellen nur der steuerpflichtige Komplementär als 
anspruchsberechtigt gilt. Ihm werden die förderfä­
higen Aufwendungen der Treuhand­KG zu diesem 
Zweck zugerechnet. Klargestellt wurde auch, dass 
im Falle eines Formwechsels der bereits entstan­
dene Anspruch auf die Forschungszulage weiterhin 
bestehen bleibt. 

 HINWEIS: Das neue Verwaltungsschreiben  

kommt in allen offenen Fällen zur Anwendung.
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weiterhin die Mehrheit der Stimmrechte an der Organ­
gesellschaft zustehen. Abweichend hiervon liegt die 
finanzielle Eingliederung aber auch dann vor, wenn 
der Gesellschafter zwar nur über 50 % der Stimm­
rechte verfügt, die erforderliche Willensdurchset­
zung bei der Organgesellschaft jedoch gesichert ist. 
Die kann dadurch erfolgen, dass der Gesellschafter 
eine Mehrheitsbeteiligung am Kapital der Organge­
sellschaft hält und der einzige Geschäftsführer der 
Organgesellschaft von ihm gestellt wird.

Außerdem hat der Bundesfinanzhof am 26.1.2023 
dem Europäischen Gerichtshof Fragen zur Steuer­
barkeit von Innenumsätzen vorgelegt. Es soll geklärt 
werden, ob an der bisherigen Annahme der Nicht­
steuerbarkeit von Innenumsätzen im Organkreis fest­
gehalten werden kann. Trotz der Eingliederung der  
Organgesellschaften wird weiterhin eine selbststän­
dige wirtschaftliche Tätigkeit ausgeübt. Die bislang 
geltende Nichtsteuerbarkeit von Innenumsätzen 
beruht lediglich darauf, dass Organgesellschaften 
als unselbstständige Teile des Unternehmens des 
Organ trägers beurteilt werden.

 HINWEIS: Falls sich der Europäische Gerichts ­ 

hof gegen die ständige Rechtsprechung des  

Bundesfinanzhofs, wonach Innenumsätze  

zwischen den einzelnen Organgesellschaften  

nicht umsatzsteuerbar sind, entscheiden sollte, 

würden sich weitreichende Folgen ergeben.  

Für Unternehmen besteht jedoch mit Blick auf die 

klare derzeitige Verwaltungsauffassung für die 

Vergangenheit und Gegenwart Vertrauensschutz.

FÜR INTERNATIONAL TÄTIGE UNTERNEHMEN 

Niederlande: Steuerplan 2023

Die niederländische Regierung legt dem Par­
lament jedes Jahr im Dezember einen Steuer­
plan für das nächste Jahr nebst Gesetzentwurf  
für Steuer änderungen vor. Zum 1.1.2023 sind 
einige Änderungen der niederländischen Körper­
schaftsteuer eingetreten, die für Unternehmen 
wichtig sind.

Zum 1.1.2023 sind in den Niederlanden für Unter­
nehmen wichtige Steueränderungen in Kraft getreten:

klar, dass die Anrechnung anstelle eines allgemeinen 
wirtschaftlichen Zusammenhangs einen konkreten 
Zusammenhang erfordert. Die Betriebsausgaben 
müssen in sachlicher Hinsicht somit für die im Ein­
zelnen zur Nutzung überlassenen, abgeschlossenen 
Forschungs­ und Entwicklungsergebnisse entstanden 
sein. Darüber hinaus müssen die Betriebsaus gaben 
in demselben Veranlagungszeitraum entstanden  
sein, in dem die quellensteuerpflichtigen Einnahmen 
erzielt wurden.

 FAZIT: Die Entscheidung des Bundesfinanzhofs  

ist insgesamt zu begrüßen. Für Unternehmen,  

die aus dem Ausland Lizenzeinnahmen mit Quel­

lensteuereinbehalt erzielen, werden resultierende 

Risiken einer möglichen Doppelbesteuerung  

signifikant reduziert. Jedoch sollten Unternehmen 

beachten, dass die Kosten so klar wie möglich 

abgegrenzt werden.

FÜR UNTERNEHMEN

Aktuelles zur umsatzsteuerlichen 
Organschaft

Derzeit gibt es im Bereich der umsatzsteuer­
lichen Organschaft viele offene Fragestellungen. 
Hintergrund ist die Entscheidung des Europä­
ischen Gerichtshofs vom 1.12.2022, in der die 
deutschen Regelungen zur umsatzsteuerlichen 
Organschaft zwar bestätigt wurden, die aber 
auch Reformbedarf bei der finanziellen Einglie­
derung sowie zur Selbstständigkeit der Organ­
gesellschaften aufgezeigte. Der Bundesfinanzhof 
hat die Entscheidung im Januar 2023 umgesetzt.

Am 1.12.2022 entschied der Europäische Gerichts­
hof, dass die Bestimmung des Organträgers als 
Steuer pflichtigen nicht dem Unionsrecht entgegen­
steht, und bestätigte damit die deutsche Regelung. 
Die Beantwortung der weiteren Fragen zur finanziellen 
Eingliederung und zur Selbstständigkeit der Organ­
gesellschaften war dagegen nicht so eindeutig.

Hinsichtlich der finanziellen Eingliederung ergänzte 
der Bundesfinanzhof am 18.1.2023 seine Recht­
sprechung im Hinblick auf das Kriterium der Willens­
durchsetzung. Dem Organträger muss grundsätzlich 

S T E U E R N
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FÜR UNTERNEHMER

Gesetzentwurf für neues  
Fachkräfteeinwanderungsgesetz

Das neue Fachkräfteeinwanderungsgesetz soll 
zukünftig die Zuwanderung von Fachkräften 
mit beruflicher, nicht akademischer Ausbildung 
zu Arbeitszwecken nach Deutschland weiter 
erleichtern. Die bereits bestehenden Regelungen 
für Fachkräfte mit Hochschulabschluss werden 
fortgeführt und teilweise weiter erleichtert.

Der Gesetzentwurf vom 29.3.2023 sieht eine Erwei­
terung des Rahmens für die Einwanderung von qua­
lifizierten Fachkräften aus Ländern außerhalb der 
Europäischen Union vor. Dazu soll auf Basis eines 
Punktesystems eine „Chancenkarte“ für Personen mit 
ausländischem, mindestens zweijährigem Berufsab­
schluss oder einem Hochschulabschluss eingeführt 
werden. Auswahlkriterien sollen Sprachkenntnisse, 
Berufserfahrung, Alter und Deutschlandbezug sein.

Auch die für die Fachkräfteeinwanderung bestehen­
den Gehaltsschwellen für Regel­ und Engpassberufe 
sollen spürbar abgesenkt werden. Für Berufsanfänger 
mit akademischem Abschluss ist eine niedrige Min­
destgehaltsschwelle geplant.

Zudem erhofft sich die Bundesregierung mit der 
Möglichkeit, schneller eine Niederlassungserlaubnis 
zu erhalten, eine Erhöhung der Attraktivität für ein­
wandernde Fachkräfte. Dazu soll es – statt wie bisher 
nur für Studieninteressierte – auch für Fachkräfte mit 
qualifizierter Berufsausbildung und Ausbildungsinter­
essierte die Möglichkeit geben, für eine befristete Zeit 
zur Arbeitsplatzsuche nach Deutschland zu kommen. 
Voraussetzung dafür ist, dass deutsche Sprachkennt­
nisse vorliegen und der Lebensunterhalt gesichert ist.

Arbeitgeber können mit einer Vollmacht der Fach­
kraft ein beschleunigtes Fachkräfteverfahren bei der 
zuständigen Ausländerbehörde in Deutschland einlei­
ten, das die Dauer des Verwaltungsverfahrens bis zur 
Erteilung des Visums deutlich verkürzen wird.

 HINWEIS: Die Regelungen des Fachkräfte ­ 

ein wanderungsgesetzes sollen frühestens  

zum 1.12.2023 in Kraft treten.

• Der Körperschaftsteuersatz erhöht sich in der 
ersten Stufe von 15 % auf 19 %. Die Schwelle des 
Jahresüberschusses, auf den dieser niedrigere 
Körperschaftsteuersatz erhoben wird, wird von 
395.000 € auf 200.000 € gesenkt. Der höhere 
Steuersatz von 25,8 % gilt unverändert. 

• Neu ist eine Anlaufstelle, die für ausländische 
Investoren eingerichtet wurde. Diese können mit 
der niederländischen Finanzverwaltung Vereinba­
rungen über die Bemessungsgrundlage und den 
Nettogewinn treffen. 

• Die Befreiung von Gehältern für Direktoren und 
Aufsichtsratsmitgliedern auf Basis von mit den 
niederländischen Steuerbehörden getroffenen 
Absprachen (sog. Rulings) ist nicht mehr mög­
lich, da der entsprechende Erlass ersatzlos auf­
gehoben wurde. 

• Zinszahlungen von niederländischen Tochterge­
sellschaften an ihre Muttergesellschaft werden 
künftig als Dividenden qualifiziert, sodass eine 
Dividendensteuererklärung abgegeben werden 
muss. Die Besteuerung mit niederländischer Divi­
dendensteuer unterbleibt, wenn die Zahlung an 
einen Anteilseigner innerhalb der Europäischen 
Union erfolgt. 

• Der Grunderwerbsteuersatz wird von 8 % auf 10,1 %  
angehoben. Der Erwerb niederländischer Immo­
bilien wird also teurer.

 FAZIT: Unternehmen, die in den Niederlanden 

tätig sind, sollten sich mit den aktuellen Steuer­

änderungen auseinandersetzen.

R E C H TS T E U E R N
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FÜR UNTERNEHMEN 

Beschränkung der Vertretungs­
macht des Vorstandsmitglieds 
einer Aktiengesellschaft

Der Vorstand einer Aktiengesellschaft kann sich 
nicht selbst zum Geschäftsführer einer Tochter­
gesellschaft bestellen. Dies entschied der Bun­
desgerichtshof am 17.1.2023. Die Entscheidung 
lässt sich auch auf Konzerngesellschaften ande­
rer Rechtsformen übertragen.

Zwei der drei Vorstandsmitglieder einer Aktiengesell­
schaft sollten Geschäftsführer der Tochtergesellschaft 
werden, deren alleinige Gesellschafterin die Aktienge­
sellschaft ist. Um ein sog. Insichgeschäft zu verhin­
dern, bevollmächtigten die beiden Vorstandsmitglieder 
einen Rechtsanwalt, der dann die Geschäftsführer­
bestellung vornahm. Bei einem Insichgeschäft ist es 
Vertretern verboten, im Namen eines anderen mit sich 
selbst Geschäfte abzuschließen. 

Der Bundesgerichtshof hat die lang umstrittene Frage 
nunmehr dahin gehend geklärt, dass der Vorstand 
einer Muttergesellschaft – auch nicht mit Umweg über 
einen bevollmächtigten Dritten – an seiner Bestellung 
als Geschäftsführer der Tochtergesellschaft nicht mit­
wirken darf. 

Entgegen der Auffassung des Registergerichts sei eine 
Genehmigung der Geschäftsführerbestellung durch 
den Aufsichtsrat der Muttergesellschaft nicht erforder­
lich. Möglich ist vielmehr die Geschäftsführerbestel­
lung durch jedes vertretungsberechtigte und nicht 
durch ein Insichgeschäft in seiner Vertretungsmacht 
beschränkte Vorstandsmitglied. 

Vergleichbare Mehrfachvertretungen sind in Kon­
zernstrukturen häufig anzutreffen. Der Beschluss des 
Bundesgerichtshofs zeigt auf, dass besonders auf 
die Beschlussfassung und die Vertretungsbefugnisse 
geachtet werden muss, wenn das Geschäftsfüh­
rungsorgan der Muttergesellschaft eigene Mitglieder 
zu Geschäftsführern einer Tochtergesellschaft bestel­
len möchte. 

Geschäftsführer in Konzernunternehmen sollten bei 
gruppeninternen Vorgängen vorab die Vertretungs­
befugnisse klären. Verstöße gegen das Verbot von 
Insichgeschäften führen zur schwebenden Unwirk­
samkeit und können nur nachträglich genehmigt 

FÜR KAUFLEUTE, GESCHÄFTSFÜHRER, UNTERNEHMEN

Schutz personenbezogener Daten 
im digitalen Handelsregister 

Nach einer Entscheidung des Oberlandesge­
richts Celle vom 24.2.2023 müssen Geschäftsfüh­
rer grundsätzlich hinnehmen, dass ihre Daten im 
Handelsregister öffentlich einsehbar sind. Um die 
personenbezogenen Daten besser zu schützen, 
hat das Bundesjustizministerium die Handels­
registerverordnung angepasst. Die Änderungen 
sind am 23.12.2022 in Kraft getreten. 

In dem über das Internet frei zugänglichen Handels­
registerportal sind teilweise Dokumente mit personen­
bezogenen Daten abrufbar. 

Das Oberlandesgericht Celle entschied am 24.2.2023, 
dass der Geschäftsführer gegen die Veröffentlichung 
seiner Daten (Geburtsdatum, Wohnort) kein daten­
schutzrechtliches Widerspruchsrecht hat. Funktions­
fähige und verlässliche öffentliche Register seien für 
die Sicherheit und Leichtigkeit des Rechtsverkehrs 
unerlässlich, sodass der Geschäftsführer die Veröffent­
lichung seiner Daten hinnehmen müsse.

Durch eine Änderung der Handelsregisterverord­
nung zum 23.12.2022 werden personenbezogene 
Daten beim digitalen Handelsregister zukünftig besser 
geschützt. Dazu sollen beispielsweise Ausweiskopien 
und Unterlagen, die für den Rechtsverkehr nicht not­
wendig sind, nicht in den Registerordner aufgenom­
men werden. Erforderlich ist nur noch die Aufnahme 
von Dokumenten, deren Einreichung zum Handels­
register besonders angeordnet ist. Wenn in einem 
ursprünglich eingereichten Dokument teilweise Anga­
ben enthalten sind, die nicht in den Registerordner 
gehören, können die Betroffenen ein neues Dokument 
einreichen.  

 HINWEIS: Im Handelsregister ist keine  

genaue Anschrift, sondern nur der Wohnort  

des Geschäftsführers angegeben. Offen ist, ob 

eine Löschung der Daten aus dem Register bei 

einer tatsächlichen erheblichen Gefährdung  

eines Geschäftsführers in Betracht kommt.

R E C H T
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FÜR BILANZIERENDE UNTERNEHMEN 

Bilanzierung von Photovoltaik­
anlagen, Energiespeichern und 
Wärmepumpen

Bei Investitionen in erneuerbare Energien bei 
bestehenden Gebäuden ist deren bilanzielle 
Behandlung im Einzelnen zu prüfen. Dies kann 
erhebliche Auswirkungen auf das Jahresergeb­
nis haben. In Betracht kommt die Aktivierung als 
Betriebsvorrichtung, als eigenständiges Wirt­
schaftsgut oder als (zusätzliche) Gebäudebe­
standteile sowie der Abzug als sofortiger Erhal­
tungsaufwand.

Die Umstellung auf erneuerbare Energien führt bei 
Unternehmen zu hohen Investitionen. Neben der 
Anschaffung von Photovoltaikanlagen kommen auch 
weitere Investitionen in Energiespeicher, Wärmepum­
pen sowie sonstige energetische Anlagen in Betracht.

Die bilanzielle Berücksichtigung dieser Investitionen 
kann erhebliche Auswirkungen auf das Jahresergebnis 
und die Bilanz haben und muss daher genau geprüft 
werden. In Betracht kommen sofort abzugsfähige, 
unmittelbar den Gewinn mindernde Aufwendungen 
oder die Aktivierung als Anlagevermögen. 

Werden neue Anlagen angeschafft, mit denen das 
Gewerbe unmittelbar betrieben wird, handelt es sich 
um eine eigenständige Betriebsvorrichtung. Dies  
gilt unabhängig davon, ob sie Bestandteile eines 
Gebäudes sind. Die Betriebsvorrichtung ist über ihre 
voraussichtliche Nutzungsdauer abzuschreiben und 
hat in den meisten Fällen eine kürzere Nutzungsdauer 
als das Gebäude.

Dem Wirtschaftsgut „Gebäude“ sind die Aufwendun­
gen für die Anlagen zuzuordnen, wenn das Gebäude 
durch die neue Anlage eine Erweiterung der Funktio­
nalität oder eine wesentliche Verbesserung erfährt. In 
diesem Fall ist die Anlage als Bestandteil des beste­
henden Gebäudes zu berücksichtigen und über die 
(neue) Nutzungsdauer abzuschreiben. Wird jedoch 
ein bestehender Bestandteil lediglich erneuert oder 
an den technischen Fortschritt angepasst, handelt es 
sich um sofort abziehbare Erhaltungsaufwendungen. 

Aufdach­Photovoltaikanlagen werden regelmäßig 
als Betriebsvorrichtung qualifiziert, da eine selbststän­
dig verwertbare Anlage vorliegt. Wird zusätzlich ein 

werden. Ferner kann sich der Geschäftsführer durch 
den Verstoß auch schadenersatzpflichtig machen. 

 EMPFEHLUNG: Aufseiten der Muttergesellschaft 

sollten (sofern möglich) andere Personen handeln  

als die zu bestellenden Personen. Alternativ 

besteht die Möglichkeit, die handelnden Personen 

von den Beschränkungen der Insichgeschäfte zu 

befreien.

FÜR ARBEITGEBER

Abberufung und Kündigung  
von Datenschutzbeauftragten

Nach dem deutschen Datenschutzrecht dürfen 
interne Datenschutzbeauftragte nur aus wichti­
gem Grund abberufen werden. Der Europäische 
Gerichtshof hat am 9.2.2023 klargestellt, dass 
dies europarechtskonform ist. 

Der interne Datenschutzbeauftragte genießt im  
deutschen Recht eine starke Rechtsstellung. Nach 
europäischem Recht ist die Abberufung eines Daten­
schutzbeauftragten zulässig, wenn sie nicht wegen 
der Aufgabenerfüllung des Datenschutzbeauftragten 
vorgenommen wird. Einen wichtigen Grund für die 
Abberufung, wie es das Bundesdatenschutzgesetz 
vorsieht, verlangt das europäische Recht nicht.

Der Europäische Gerichtshof hat am 9.2.2023 ent­
schieden, dass das nationale Recht strengere An­
forderungen an die Abberufung eines Datenschutz­
beauftragten stellen darf, als es die europäische 
Datenschutzgrundverordnung vorgibt.

Für Arbeitgeber verdeutlicht die Entscheidung indes­
sen, dass sie die Abberufung und Kündigung des 
internen Datenschutzbeauftragten sorgfältig begrün­
den und dokumentieren müssen. 

 HINWEIS: Arbeitgeber sollten erwägen, ob  

nicht als praktikabelste Lösung die befristete 

Bestellung eines (externen) Datenschutzbeauf­

tragten möglich ist. 

J A H R E S A B S C H L U S SR E C H T

 Inhaltsverzeichnis16  |  Steuern & Wirtschaft aktuell 2­2023



FÜR UNTERNEHMEN

Neues Antragsverfahren für die 
besondere Ausgleichsregelung

Am 1.1.2023 ist das Energiefinanzierungsge­
setz in Kraft getreten und ersetzt die bisherigen 
Regelungen zur „Besonderen Ausgleichsrege­
lung“ im Erneuerbare­Energien­Gesetz. Beson­
ders stromkostenintensive Unternehmen können 
auf Antrag für die Zukunft eine Begrenzung der 
Offshore­ und KWKG­Umlage erwirken.

Die bisher im Erneuerbare­Energien­Gesetz 2021 ver­
ankerte besondere Ausgleichsregelung ist mit dem 
Wegfall der sog. EEG­Umlage nunmehr im Energie­
finanzierungsgesetz neu geregelt worden. Mit dem 
neuen Gesetz kommen auch neue Rahmenbedin­
gungen auf die Antragsteller zu, die mitunter zu einer 
erheblichen Entlastung führen. Zunächst ist jedoch 
festzustellen, dass der Kreis der antragsberechtig­
ten Unternehmen durch die Vorgaben der Europä­
ischen Kommission auf nunmehr 116 Branchen einge­
schränkt wurde. Für Unternehmen, die zu den ca. 100 
nicht mehr begünstigten Branchen zählen, wurde eine 
Härtefallregelung in das Energiefinanzierungsgesetz 
aufgenommen, die für eine Übergangszeit bis 2028 
genutzt werden kann.

Durch das Energiefinanzierungsgesetz ist die Höhe 
der Umlagebegrenzung geändert worden. Unterneh­
men, die zur Liste 1 gehören, müssen nur 15 % der 
Umlage zahlen, während Unternehmen, die zur Liste 2  
gehören, 25 % zahlen müssen. Es gibt jedoch eine 
besondere Regelung für Unternehmen in Liste 2, die 
ihren Strom auf besondere Weise aus erneuerbaren 
Energien beziehen: Sie können wie die Unternehmen 
in Liste 1 von einer Umlagebegrenzung in Höhe von 
15 % profitieren.

Der bislang zwingend erforderliche Nachweis einer  
(Mindest­)Stromkostenintensität entfällt vollständig. Hier­
durch sind jetzt auch Unternehmen begünstigt, die diese 
Hürde bisher nicht überschritten haben. Die Aufhebung 
der Stromkostenintensität als Voraussetzung erleichtert 
auch das Antragsverfahren. Künftig ist ein Prüfvermerk 
eines Wirtschaftsprüfers nur noch erforderlich, wenn 
Unternehmen die Deckelung der Umlagebelastung über 
das Super Cap in Anspruch nehmen möchten.

Ähnlich wie bei der Antragstellung nach der Carbon­ 
Leakage­Verordnung und der Strompreiskompen­

Stromspeicher installiert, ist fraglich, ob dieser ein 
selbstständiges Wirtschaftsgut darstellt oder ob dieser 
als unselbstständiger Teil der Photovoltaikanlage anzu­
sehen ist. Die Zuordnung ist im Einzelfall zu prüfen.

Wird eine Wärmepumpe nachgerüstet, kann es sich 
um eine Betriebsvorrichtung oder um ein Teil des 
bestehenden Gebäudes handeln. Erfüllt eine Wärme­
pumpe die Funktion der bisherigen Gebäudeheizung, 
liegt häufig sofort abziehbarer Erhaltungsaufwand vor. 
Kommt jedoch eine im Gebäude bisher noch nicht vor­
handene Kühlfunktion der Räume hinzu, ist aufgrund 
der Funktionserweiterung die Aktivierung zu prüfen. 
Wird der Gebrauchswert des Gebäudes im Ganzen 
deutlich erhöht (und die Nutzungsdauer verlängert), 
liegt eine wesentliche Verbesserung vor.

Neben den bilanziellen Folgen entsprechender Inves­
titionen sind stets auch immer die steuerlichen Folgen 
bei der Investitionsentscheidung mit in die Betrach­
tung einzubeziehen.

 FAZIT: Die bilanziellen Folgen von Investitionen  

in erneuerbare Energien sind stets anhand des 

Einzelfalls zu entscheiden. So kommt je nach 

Sachverhalt eine Aktivierung der Aufwendungen 

oder ein sofortiger Betriebsabzug in Betracht.  

Die Auswirkungen auf das Jahresergebnis können 

dabei je nach Handhabung erheblich sein.

J A H R E S A B S C H L U S S W I R T S C H A F T
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Nachdem das Hinweispapier zu ökologischen Gegen­
leistungen am 22.12.2022 veröffentlicht wurde, haben 
das Umweltbundesamt und die Deutsche Emissions­
handelsstelle einen aktualisierten Leitfaden für Anträge 
auf Kompensation nach der Carbon­Leakage­Verord­
nung für das Abrechnungsjahr 2022 bereitgestellt.

Neben redaktionellen Änderungen hat die Deutsche 
Emissionshandelsstelle an vielen Stellen Konkretisie­
rungen vorgenommen und Hinweise für Antragsteller 
aufgenommen:

• Wird ein Antrag gestellt, muss dieser geprüft 
werden. Sowohl die prüfende Instanz als auch der 
Antragsteller sind zur Nutzung der FMS­Formulare 
und des VPS­Postfachs verpflichtet. Wie schon im 
Vorjahr ist eine qualifizierte elektronische Signatur 
zwingend erforderlich.

• Ob eine Antragstellung auch zu einer Auszahlung 
führt, ist noch nicht abschließend geklärt. Eine 
Genehmigung durch die Europäische Kommission 
steht weiterhin aus, weshalb Anträge für das Jahr 
2021 bisher noch nicht bewilligt werden konnten. 
Insofern müssen Antragsteller auch für das Jahr 
2022 in Vorleistung gehen und tragen das Risiko 
vergeblicher Arbeit und Kosten.

Der Leitfaden und weitere Informationen sind auf der 
Website der Deutschen Emissionshandelsstelle abruf­
bar.

 WICHTIG: Da die Antragsfrist für die Entlastung  

vom nationalen CO2­Preis nach der Carbon­

Leakage­Verordnung am 30.6.2023 abläuft (mate­

rielle Ausschlussfrist), sollten sich Unternehmen 

jetzt mit der Frage beschäftigen, ob ein Antrag  

für das Jahr 2022 gestellt werden soll oder nicht.

 

sation sind als neue Antragsvoraussetzungen Gegen­
leistungen zu erbringen. Das Energiefinanzierungs­
gesetz sieht vor, dass Maßnahmen zur Verbesserung 
der Energieeffizienz erbracht werden. Hier bekommt 
das Energiemanagementsystem eine wichtige Bedeu­
tung. So sind die zu erbringenden Gegenleistungen 
erfüllt, wenn ein Unternehmen alle wirtschaftlichen 
Maßnahmen, die im Energiemanagementsystem hin­
terlegt wurden, durchgeführt hat, oder wenn es im 
vorangegangenen Kalenderjahr mindestens 50 % des 
für das zweite Antragsjahr gewährten Begrenzungs­
betrags für Maßnahmen aufgewendet hat. Alternativ 
kann der Nachweis dadurch erbracht werden, dass 
Unternehmen ihren Strombedarf zu mindestens 30 % 
aus erneuerbarem Strom decken oder Investi tionen 
zur Dekarbonisierung des Produktionsprozesses 
ge tätigt haben.

Unverändert wird die Entlastung erst ab einem Ver­
brauch von mindestens 1 GWh Strom ( je Abnahme­
stelle) gewährt. Auch ist weiterhin ein Umwelt­ oder 
Energiemanagementsystem vorzuweisen. Damit 
die Entlastung gewährt wird, ist die Ausschlussfrist  
30. Juni für die Antragstellung im Blick zu behalten.

 HINWEIS: Alle stromkostenintensiven Unterneh­

men mit einem Stromverbrauch von mindestens  

1 GWh sollten prüfen, ob ein Antrag nach dem 

Energiefinanzierungsgesetz zur Reduzierung der 

Umlagen gestellt werden kann.

FÜR UNTERNEHMEN 

Aktualisierter Leitfaden für 
Anträge zur Entlastung vom  
nationalen CO2­Preis

Zur Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit ener­
gieintensiver Unternehmen ist ein Antrag zum 
Ausgleich des nationalen CO2­Preises gemäß 
der Verordnung über Maßnahmen zur Vermei­
dung von Carbon Leakage durch den nationalen  
Brennstoffemissionshandel seit dem Jahr 2021 
möglich. Voraussetzung ist u. a. die Angehörig­
keit zu einem beihilfeberechtigten Sektor sowie 
ein Prüfvermerk durch einen Wirtschaftsprüfer.

W I R T S C H A F T
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• Sensibilisierung der Mitarbeiter: 
 Die Sicherheit eines Unternehmens hängt nicht nur 

von technischen Maßnahmen ab, sondern auch 
von der Sensibilisierung der Mitarbeiter. Kleine und 
mittlere Unternehmen sollten ihre Mitarbeiter regel­
mäßig über Cyberbedrohungen und sichere Ver­
haltensweisen im Umgang mit IT­Systemen infor­
mieren und schulen. Das Bundesamt für Sicherheit 
in der Informationstechnik bietet dazu kostenloses 
Schulungsmaterial an.

• Schutz vor Malware und Netzwerksicherheit: 
 Kleine und mittlere Unternehmen sollten sicherstellen,  

dass ihre Netzwerke sicher konfiguriert sind und 
dass Firewalls, Antivirensoftware und andere 
Sicherheitstools eingesetzt werden.

• Aktualisierung von Software und Betriebssystemen: 
 Viele Cyberangriffe nutzen Sicherheitslücken in 

veralteter Software und Betriebssystemen aus. 
Kleine und mittlere Unternehmen sollten daher 
sicherstellen, dass alle Systeme regelmäßig auf 
dem neuesten Stand gehalten werden. Auch die 
Nutzung von automatischen Updates kann dabei 
helfen, Sicherheitslücken schnell zu schließen. Ein 
automatisiertes Patchmanagement und der Einsatz 
einer Inventarisierungssoftware (Hardware­, Soft­
ware­ und Lizenzverwaltung) wird empfohlen.

• Back­ups: 
 Regelmäßige Datensicherungen sind ein wichtiger 

Schutz gegen Datenverlust und Ransomware­An­
griffe. Kleine und mittlere Unternehmen sollten daher 
regelmäßig Back­ups durchführen und diese an 
einem sicheren Ort aufbewahren. Hierbei ist darauf 
zu achten, dass die Back­ups nicht mit dem rest­
lichen Netzwerk verbunden sind, um eine Infektion 
durch Malware zu vermeiden.

• Passwortschutz: 
 Sichere Passwörter sind ein wichtiger Schutz 

gegen unautorisierten Zugriff. Kleine und mittlere 
Unternehmen sollten daher darauf achten, dass 
ihre Mitarbeiter starke Passwörter verwenden und 
diese regelmäßig ändern. Es empfiehlt sich auch 
die Nutzung von Passwortmanagern, um Pass­
wörter sicher zu speichern.

• Sicherheitsmanagement: 
 Es ist wichtig, dass kleine und mittlere Unterneh­

men eine klare Cybersicherheitsstrategie haben 
und diese regelmäßig überprüfen.

FÜR UNTERNEHMEN

Cybersicherheit für kleine und 
mittlere Unternehmen

Kleine und mittlere Unternehmen sind einem 
erhöhten Risiko ausgesetzt, Opfer von Cyber­ 
sicherheitsvorfällen zu werden. Oft verfügen 
sie nicht über die Ressourcen, um sich vor den 
wachsenden Bedrohungen zu schützen.

Es gibt eine Vielzahl von Bedrohungen, der kleine und 
mittlere Unternehmen verstärkt ausgesetzt sind. Dazu 
gehören u. a. Phishing, Malware, Ransomware, Distri­
buted­Denial­of­Service­Angriffe und Social Enginee­
ring. Die Folgen eines erfolgreichen Angriffs können 
schwerwiegend sein und reichen von Datenverlust 
bis hin zu finanziellen Verlusten, Produktions­ bzw. 
Betriebsausfällen, Rufschädigung und rechtlichen 
Konsequenzen.

Kleineren Betrieben fehlt es meist an eigenen Informa­
tionssicherheitsteams und ausreichendem Spezialis­
tenwissen; das Knowhow zum Thema „IT­Sicherheit“ 
ist begrenzt und muss bei Bedarf extern beschafft 
werden.

Daher hat das Bundesamt für Sicherheit in der Infor­
mationstechnik im Februar 2023 eine neue Publikation 
zur „Cyber­Sicherheit für KMU“ veröffentlicht.

Die Broschüre ist zielgruppenorientiert und bietet 
kleinen und mittleren Unternehmen einen leicht ver­
ständlichen Einstieg, um ihr Cybersicherheitsniveau 
zu verbessern und sich so besser vor Cyberangriffen 
zu schützen.

Anhand von 14 Fragen werden die wichtigsten Grund­
lagen der IT­Sicherheit erläutert. Die Broschüre infor­
miert u. a. darüber, wer für die Informationssicherheit 
im Unternehmen verantwortlich ist, warum Patches 
und Updates regelmäßig installiert werden sollten, 
warum ein Virenschutzprogramm notwendig und eine 
Datensicherung so wichtig ist.

Kleine und mittlere Unternehmen können verschie­
dene Schutzmaßnahmen ergreifen, um sich vor den 
wachsenden Bedrohungen zu schützen. Hierzu gehö­
ren u. a.:

D I G I TA L I S I E R U N G

 Inhaltsverzeichnis Steuern & Wirtschaft aktuell 2­2023  |  19



KURZNACHRICHTEN

• Durch die neue Europäische Richtlinie zur Lohn­
transparenz sollen geschlechtsspezifische Lohn­
gefälle beseitigt und damit die Gleichstellung 
von Frauen und Männern verbessert werden. 
So werden Arbeitgeber in Einstellungsprozessen 
zur Mitteilung des Einstiegsentgelts oder dessen 
Spanne verpflichtet. Arbeitnehmer können Aus­
kunft über die durchschnittlichen Einkommen 
verlangen – aufgeschlüsselt nach Geschlecht und 
Gruppen von Arbeitnehmern, die gleiche oder 
gleichwertige Arbeit verrichten. Zudem sind Unter­
nehmen mit mehr als 100 Beschäftigten dazu ver­
pflichtet, diese Informationen zu veröffentlichen. 
Bei einem Lohngefälle von mehr als 5 %, das das 
Unternehmen nicht mit geschlechtsneutralen Kri­
terien begründen kann, muss eine Entgeltbewer­
tung abgegeben und Abhilfemaßnahmen formuliert 
werden. Die Richtlinie ist innerhalb von drei Jahren 
in nationales Recht umzusetzen.

• Der Vermittlungsausschuss mit Vertreterinnen 
und Vertretern von Bundestag und Bundesrat hat 
am 9.5.2023 eine Einigung zum Hinweisgeber­
schutzgesetz gefunden. Der Kompromiss enthält 
insbesondere Änderungen zu den Meldewegen für 
anonyme Hinweise, zur Höhe von Bußgeldern und 
zum Anwendungsbereich des Gesetzes. Nach der 
Einigung ist mit einer zeitnahen Verabschiedung 
des Gesetzes zu rechnen, das bereits einen Monat 
nach der Veröffentlichung in Kraft treten soll.

• Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkon­
trolle hat ein aktualisiertes Merkblatt zum Ener­
giekostendämpfungsprogramm veröffentlicht. 
Antragsteller müssen je nach Förderstufe ihre 
gestiegenen Strom­ und Erdgaskosten sowie 
ggf. auch einen erlittenen Betriebsverlust nach­
weisen. Unterlagen und Informationen, die bis 
zum 31.12.2022 noch nicht vorlagen, sind in der 
Phase 2 des Antragsverfahrens spätestens bis 
zum 31.5.2023 zu übermitteln. Die bisher für die 
Phase 2 vorgesehenen prüferischen Aussagen  
sind mit der Aktualisierung des Merkblattes ent­
fallen. In der letzten Nachweisphase 3, die am 
29.2.2024 endet, wird aber eine prüferische Aus­
sage erforderlich sein. Die Details befinden sich 
gegenwärtig in der Abstimmung zwischen dem 
Institut der Wirtschaftsprüfer und dem Bundesamt 
für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle.

Am Ende der Lektüre werden kleine und mittlere 
Unternehmen wissen, was sie im Unternehmen selbst 
umsetzen können und welche Aufgaben an externe 
IT­Dienstleister zu vergeben sind. Die Umsetzung 
geeigneter Cybersicherheitsmaßnahmen ist jedoch 
unerlässlich, um sich vor den Konsequenzen eines 
erfolgreichen Angriffs zu schützen.

 BEACHTE: Eine effektive Cybersicherheitsstrate­

gie sollte auf einer risikobasierten Herangehens­

weise basieren, die darauf abzielt, die am meisten 

gefährdeten Bereiche zu schützen. Die Empfeh­

lungen des Bundesamts für Sicherheit in der  

Informationstechnik können kleine und mittlere 

Unternehmen bei der Verbesserung ihrer Cyber­

sicherheit unterstützen.

D I G I TA L I S I E R U N G
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• Seit dem 1.1.2023 stellen entgeltliche Garantiezu­
sagen keine umsatzsteuerpflichtigen Nebenleistun­
gen z. B. beim Pkw­Kauf mehr dar, sondern sind 
nun umsatzsteuerfreie und versicherungssteuer­
pflichtige Vorgänge. Auf der Website des Bundes­
zentralamts für Steuern wurde nun ein Katalog mit 
Fragen und Antworten veröffentlicht, mit dem das 
Bundesfinanz ministerium weitere Informationen zur 
Abgrenzung gibt.

• Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 
hat einen Förderkompass veröffentlicht, in dem 
die wesentlichen Inhalte der Förderprogramme 
mit den jeweiligen Antragsvoraussetzungen und 
maximalen Förderungen kompakt zusammenge­
fasst werden. Zum hochaktuellen Thema „Ener­
giewende“ werden beispielsweise Förderungen für 
Energieberatungen bei Nichtwohngebäuden, Anla­
gen und Systemen, Bundesförderungen für effizi­
ente Gebäude und auch der aktuelle Umweltbonus 
für Elektromobilität vorgestellt. Daneben werden 
auch sonstige Förderprogramme aufgeführt – von 
der Handwerksförderung über die Förderung von 
Unternehmensberatungen bis hin zur Unterstüt­
zung bei der Erschließung ausländischer Märkte.

• Der Bundestag hat Härtefallregelungen für Privat­
haushalte beschlossen, die mit nicht leitungsgebun­
denen Energieträgern heizen. Haushalte, die eine 
Verdopplung des Referenzpreises für Bezugskosten 
nachweisen können, erhalten eine Erstattung von 
80 % der Mehrkosten. Die Regelung betrifft vor allem 
Heizöl, Holzpellets, Flüssiggas, Holzhackschnitzel, 
Holzbriketts, Scheitholz und Kohle/Koks und gilt 
für das Jahr 2022. Es gilt eine Bagatellgrenze von 
100,00 € und ein maximaler Gesamtentlastungsbe­
trag von Europäische Richtlinie zur Lohn transparenz 
2.000,00 € pro Haushalt.

• Der zwischen SPD, Grünen und FDP im Jahr 2021 
abgeschlossene Koalitionsvertrag sieht u. a. die 
Abschaffung der Steuerklassenkombination 3 und 5  
vor. Dadurch soll die Steuererhebung bei Ehegat­
ten gerechter und zudem ohne eine hohe Steuer­
nachzahlung im Rahmen der Einkommensteuer­
veranlagung erfolgen. Ehegatten können dann 
beide die Steuerklasse 4 oder das sog. Faktor­
verfahren, bei dem die Lohnsteuererhebung an  
die Höhe der Einnahmen der Ehegatten gekoppelt 
ist, wählen. Dass eine Abschaffung der Steuerklas­
sen 3 und 5 bereits zum 1.7.2023 erfolgen wird, 
wie derzeit in verschiedenen Medien berichtet, ist 
seitens der Finanzverwaltung nicht bestätigt und 
daher eher unwahrscheinlich.

• Grundsätzlich darf der Arbeitgeber mit dem Arbeit­
nehmer eine, für diesen ggf. nachteilige, Nettolohn­
vereinbarung treffen. Hierzu zählt u. a. das sog. 
Hypotax­Verfahren, bei dem der Arbeitgeber eine 
fiktive Steuer vom Einkommen eines ins Ausland 
ent sandten Arbeitnehmers einbehält mit dem Ziel, 
diesen so zu stellen, als wäre er weiterhin im Ent­
sendestaat tätig. Sobald jedoch ein Tarifvertrag für 
beide Seiten verpflichtend Anwendung findet, geht 
die zwingende tarifvertragliche Regelung, z. B. die 
verbindliche Zahlung eines Bruttogehalts, gegen­
über der Regelung im Entsendungsvertrag vor 
(Bundesarbeitsgericht vom 7.9.2022).

• Zum 1.1.2023 wurde der Versicherungsnum­
mernachweis eingeführt und ersetzt den bishe­
rigen Sozialversicherungsnachweis. Er enthält die 
Renten­/Sozialversicherungsnummer, den Namen 
(und den ggf. abweichenden Geburtsnamen) sowie 
das Ausstellungsdatum. Ein automatisierter Abruf 
der Versichertennummer durch den Arbeitgeber 
bei der Rentenversicherung ersetzt die Vorlage des 
Nachweises durch den Arbeitnehmer.
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EUROPA AKTUELL

VERTEILEN – aber was und wie?

Wenn man die aktuellen wirtschaftlichen, politischen und gesell-
schaftlichen Entwicklungen in Europa – und gerade auch in den 
beiden führenden Nationen der EU, nämlich Deutschland und 
Frankreich – anschaut, so kommen gewaltige Sorgen auf. Von 
Optimismus und zielgerichteter Bewältigung der aktuellen Krisen 
kann nicht die Rede sein.

Der zwar absehbare, aber letztlich doch nicht erwartete Angriffs-
krieg Russlands gegen die Ukraine hat insbesondere Europa, aber 
auch die gesamte westliche Welt jäh aus einer Wohlstandsillu-
sion gerissen. Nach der Lehman-Krise hatten denkbar niedrige 
Kapitalmarktzinsen ein Wohlstandszeitalter beflügelt, das durch 
die Energiekrise und gestörte Lieferketten zum Stillstand gekom-
men ist. Die Knappheit auf den Energie- und Rohstoffmärkten 
hat zu sprunghaften Preiserhöhungen geführt und dem folgend 
auf nahezu allen Gebieten eine lange nicht gekannte Inflation von 
rund 10 % ausgelöst.

Viele Familien am unteren und auch mittleren Ende der Einkom-
mensskala können ihre Lebenshaltungskosten kaum bestrei-
ten. Über allem schwebt die weltweite Klimakrise, die rasend 
schnell fortschreitet und das Leben auf dieser Erde – zumindest 
in weiten Regionen – stark negativ beeinflussen oder längerfris-
tig gar unmöglich machen wird.

Bei dieser Ausgangslage ist es nicht verwunderlich, dass es 
auch in Zentraleuropa zu harten Verteilungskämpfen kommt, 
deren Schärfe in dieser Form eigentlich vergessen war.

Der deutsche Kanzler hat vor wenigen Monaten einen Doppel-
wumms angekündigt. Wenn man die Ergebnisse der jüngsten 
Koalitionsberatungen heranzieht, so muss man allerdings einen 
heftigen Rohrkrepierer konstatieren. Von zukunftsweisenden 
Konzepten ist Deutschland weit entfernt. In den nahezu endlosen 
Debatten ist eine Richtung nicht nachvollziehbar; die verfassungs-
mäßige Richtlinienkompetenz des Kanzlers ist nicht erkennbar.

Getrieben von der allgemeinen politischen Agenda, geht Berlin 
über zur Tagesordnung. Der Besuch des britischen Königs war 
sicher wichtig und es ist nur ein schwacher Trost, dass König 
Charles III. nach Berlin kam, aber seine an erster Stelle geplante 
Reise nach Paris wegen des dortigen politischen Rentenchaos 
absagen musste. Auch die Tatsache, dass es den Briten nach 
dem Brexit – wie von vielen erwartet – wirtschaftlich besonders 
schlecht geht, kann kein Trost sein für Frankreich und Deutsch-
land. Letztlich sollten diese beiden Nationen in Europa vorange-
hen. Die nationalen Gesellschaften sind jedoch zerstritten wie 
seit Langem nicht.

Nun könnte man der Meinung sein, das Rentenchaos in Frank-
reich ginge uns nichts an – dies ist jedoch weit gefehlt. Die 
wirtschaftlichen Notwendigkeiten einer Reform des franzö-
sischen Rentensystems sind offensichtlich (siehe z. B. FAS vom 
2.4.2023, S. 8 und 24); aber der tief verwurzelte und auf die 
Französische Revolution zurückgehende Verteilungskampf der 
Franzosen lässt eine sinnvolle Einigung nicht zu. Silvesterkra-
walle, Gelbwesten-Proteste, Rentenstreik und dergleichen mehr  
lassen die Präsidentschaft Macrons in einem sehr schlechten 

Licht erscheinen. Wenn nicht ein Wunder in Form eines wirt-
schaftlichen Aufschwungs kommt, wird man vorausschauend 
ein Erstarken der linken und rechten politischen Extreme in 
Frankreich vorhersagen können – mit fatalen Folgen für den euro-
päischen Zusammenhalt. Wirtschaftlich schwächt die französi-
sche Misere die EU. Wenn die Rentenlücke aus der Staatskasse 
bezahlt wird, steigt die Staatsverschuldung, das schwächt den 
Euro – und am Ende zahlen alle Währungsteilnehmer die Zeche!

In Deutschland geht der Verteilungskampf aktuell nicht um die 
Rente, sondern um laufende Lohn- und Gehaltssteigerungen. 
Dies ist erstaunlich, da doch die Durchschnittsrente eines gesetz-
lichen männlichen Rentners in den alten Bundesländern bei rund  
1.276 € liegt, bei Frauen liegt sie bei 776 € (neue Bundesländer: 
Männer – 1.361 €, Frauen – 1.148 €). Summen, die nicht nur in 
aktuellen Zeiten für einen angemessenen Lebensstandard zu 
gering sind und signifikant unter der Altersversorgung der Staats-
bediensteten liegen.

Die Einigung im Tarifstreit der Post mit über 10 % hat alle Dämme 
brechen lassen – und das bei einem ehemaligen Staatsunterneh-
men, bei dem die Arbeitsplätze weitgehend gesichert sind und 
auch zu großen Teilen aus dem Briefmonopol finanziert werden. 
Kein Wunder, dass in der Folge bei weiteren Tarifkonflikten ähn-
liche Zahlen aufgerufen werden, wobei wiederum zu kritisieren ist, 
dass gerade der öffentliche Sektor mit den sichersten Arbeitsplät-
zen derart hohe Forderungen in den Raum stellt. Insbesondere die 
Kommunen sind aufgrund der Flüchtlingskrise sowie vieler in den 
letzten Jahren übertragenen Aufgaben finanziell nicht in der Lage, 
ohne weitere Verschuldung die Tarifforderungen zu erfüllen. Fakt 
ist, dass letztlich ALLE Bürger die Suppe auslöffeln müssen. Es hat 
sich nicht herumgesprochen, dass man grundsätzlich nicht mehr 
ausgegeben kann, als man einnimmt. Die politische Klasse scheint 
sich weit von den wirtschaftlichen Realitäten entfernt zu haben – 
kein Wunder bei z. B. Abgeordnetendiäten des Bundestages in 
einer Größenordnung von rd. 10.300 € monatlich, zzgl. steuer freier 
Aufwandsentschädigung von rd. 4.700 € etc.

Wohin die Präferenz für konsumtive Ausgaben und Verteilungs-
gesetze führt, sieht man in Argentinien. Dort ist die Inflation auf 
über 100 % gestiegen und das peronistische Land steht erneut 
vor einem Staatsbankrott. Die Wirtschaftsleistung des Landes 
hat sich von 1998 bis 2021 nur um 60 % erhöht. Die Staatsaus-
gaben sind jedoch um 245 % gestiegen. Die Lücke wird gefüllt 
von der Notenpresse. 

Wenn wir nicht aufpassen, sind wir in Europa nicht weit entfernt 
von diesen Verhältnissen. Allein in Deutschland sind die Staats-
schulden in den letzten fünf Jahren um 20,2 % auf 2,37 Billio-
nen Euro gestiegen!

Professor Dr. W. Edelfried Schneider
Wirtschaftsprüfer
Past President Accountancy Europe
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Renovierungsarbeiten

Ganz nach dem Motto „alles neu macht der Mai“ 
haben wir in der Loeba schon die zweite Erneu­
erung in diesem Jahr vollzogen und freuen uns 
neben einer komplett neu eingerichteten Küche mit 
gemütlichem Aufenthaltsraum für die Kaffee­ und 
Mittagspausen, nun auch über frisch gestrichene 
Gartenmöbel auf unserer großen Dachterrasse 
und schön bepflanzte Balkonkübel mit mediter­
ranen Pflanzen. Jetzt muss nur noch das Wetter 
etwas stabiler und sommerlicher werden, dann 
steht den Pausen im Freien zum Auftanken von der 
arbeitsintensiven Prüfungszeit nichts mehr im Wege. 
 

 
Mitarbeiterengagement 

Jeder Mitarbeiterzuwachs ist uns willkommen und so 
freuen wir uns auch immer über das Interesse von 
jungen Menschen, die uns für ein Praktikum während 
ihrer Schulzeit besuchen oder von Interessenten, die 
uns für ein Probearbeiten aufsuchen. Beides konnten 
und werden wir in den letzten und nächsten Wochen 
erleben, was auch nur möglich ist, wenn sich enga­
gierte MitarbeiterInnen unserer Kanzlei immer wieder 
dafür bereiterklären, ihre Arbeitsweise Neulingen näher 
zu bringen, indem sie ihr Wissen in der täglichen Arbeit 
veranschaulichen und weitergeben.

Jubiläen

Auch haben wir erst vor ein paar Tagen bei Sekt 
und Häppchen mit mehreren Jubilaren gemeinsam 
angestoßen. Neben 5­jähriger Betriebszugehörigkeit 
(Sandra Hartmann), waren vor allem die 25 Jahre 
(Ida Meinhardt) und 35 Jahre (Klaus Wasna) Mit­
arbeit in der Loeba ein tolles Zeichen dafür, dass man 
sich in der Loeba wohlfühlen und vor allem auch über 
die Jahre mit der Loeba wachsen kann. Wer solange 
für die Loeba tätig war und ist, ist Vorbild für junge und 
oder frisch hinzu gestoßene MitarbeiterInnen und wir 
hoffen, dass wir auch in Zukunft noch solche beacht­
lichen Jubiläen feiern dürfen.

 
Neueinstellungen

Aber wer ein Jubiläum in der Loeba feiern will, muss 
ja auch erst einmal in unsere Kanzlei eintreten: Ver­
stärkung im Team der Steuerberater haben wir seit 
2. Mai von Herrn Simon Veit bekommen, der sich 
hoffentlich schnell genauso wohl bei uns fühlt, wie es 
die Jubilare mit ihren strahlenden Gesichtern gezeigt 
haben und dem wir dann hoffentlich am 2.  Mai 2028 
offiziell bei einem Firmen­Apéro auch zu seinem 
5­jährigen Jubiläum gratulieren dürfen.

Fortbildungen

Damit wir immer auf dem neuesten Stand bleiben, 
besuchen Mitarbeiter regelmäßig Seminare oder 
fangen mit dem Lernen für den Steuerberater oder 
auch WP­Titel an. Da drücken wir schon mal die 
Daumen für die nächsten Anwärter. Es steht also für 
den ein oder anderen aus unserem Team auch in den 
nächsten Wochen und Monaten einiges an Neuem an.

AK TUELLES AUS UNSEREM HAUS



WIR BE TREUEN SIE PERSÖNLICH

Als eigentümergeführte, mittelständische Beratungsgesellschaft betreut die 
LOEBA seit 1970 Unternehmen und Privatpersonen in nahezu allen wirtschaft­
lichen Belangen. Wir beraten Privatpersonen, Personengesellschaften, Kapi­
talgesellschaften, Vereine, Stiftungen, Verbände sowie Mandanten aus dem 
öffentlichen Sektor. Und das bundesweit.

Unsere Mandanten arbeiten immer mit einem festen Ansprechpartner zusam­
men, der ihre Anforderungen genau kennt. Wir beraten umfassend, individuell,  
bedarfsorientiert und vorausschauend, damit unsere Mandanten maß geschnei ­ 
derte Lösungen erhalten. Unsere hochqualifizierten mehr als 65 Mitarbeiter 
beherrschen das gesamte moderne Beratungsspektrum in den Bereichen Wirt ­ 
schaftsprüfung, Steuerberatung, betriebswirtschaftliche Beratung, Lohn­ und 
Finanzbuchhaltung sowie der Treuhandschaft. Dabei sind wir spezialisiert auf 
grenzüberschreitende Sachverhalte nach Frankreich oder der Schweiz. 

Eine enge Zusammenarbeit und ein intensiver Erfahrungsaustausch finden 
sowohl national als auch international mit unseren in­ und ausländischen Kolle­
gen von HLB Deutschland bzw. HLB International ( in 159 Staaten) statt.

Gerne stehen wir Ihnen mit Rat und Tat zur Verfügung.

LOEBA Treuhand GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft

Wallbrunnstraße 24
79539 Lörrach
Telefon +49 (0)7621­4098­00
Telefax +49 (0)7621­4098­98
info@loeba.de
www.loeba.de

Alle Informationen und Angaben in diesem Rundschreiben haben wir nach bestem Wissen  
zusammengestellt. Sie erfolgen jedoch ohne Gewähr. Die Informationen in diesem Rundschreiben 
sind als alleinige Handlungsgrundlage nicht geeignet und können eine konkrete Beratung im  
Einzelfall nicht ersetzen. Wir bitten Sie, sich für eine verbindliche Beratung bei Bedarf direkt  
mit uns in Verbindung zu setzen. Durch das Abonnement dieses Rund schreibens entsteht kein 
Mandatsverhältnis. 

Redaktionsschluss: 10.05.2023


